
Wenn fremde Kulturen ihre Konflikte in 

Deutschland austragen  

 

Es hat wenig mit Demonstrationsfreiheit zu tun, besonders nicht bei 

den Konflikten zwischen Kurden und Türken, die sich auf deutschem 

Boden abspielen. Jüngstes Beispiel war erneut Düsseldorf, nach der 

ebenfalls unangemeldeten Demonstration am Essener Hauptbahnhof. 

Am Sonntagnachmittag zog es Demonstranten zum Düsseldorfer-

Flughafen. Auch diese Kundgebung sorgte für einen Großeinsatz der 

Polizei. Diese rückte mit mehreren hundert Beamten an und versuchte 

den Sturm auf den Terminal zu verhindern.  

Als die ersten Einsatzkräfte das Eindringen der Menschenmenge in den 

Flughafen verhindern wollten, wurden sie nach Angaben der Polizei 

attackiert. Deshalb mussten die Beamten Pfefferspray und Schlagstöcke 

einsetzen, um die aggressiven kurdischen Demonstranten abzuwehren. 

Dabei wurden ein Polizist und zwölf Flughafengäste verletzt. Danach 

setzten rund 400 Personen ihre Demonstration fort. Fast 

selbstverständlich wurden verbotene PKK-Fahnen und Plakate gezeigt. 

Mit einem massiven Aufgebot schaffte es die Polizei, die 

Menschenmenge davon zu überzeugen das Flughafengebäude zu 

betreten. Die Beamten stellten die Personalien von rund 500 beteiligten 

Personen fest und erteilten Platzverweise. Die Stimmung blieb weiter 

extrem aggressiv, weswegen erneut Pfefferspray einsetzen werden 

musste.  

150 andere Demoteilnehmer blockierten zeitgleich am Nachmittag 

Straßenbahn-Gleise vor dem Düsseldorfer Hauptbahnhof. Die Polizei 

sah sich damit zwei Kundgebungen zeitgleich ausgesetzt, von denen 

strafbare Handlungen ausgingen.  

Deutlich zeigt sich in den letzten Jahren, wie sehr die 

Gewaltbereitschaft ausländischen Demonstranten in Deutschland 

zunimmt. Konflikte in den Heimatländern werden auf unsere Straßen 

übertragen und Polizeikräfte angegriffen. Diesen Zustand darf der 

Rechtsstaat nicht hinnehmen, weshalb konsequent gegen ausländische 

Straftäter vorgegangen werden muss. Auffallend ist aber auch, dass sich 

vermehr Linksextremisten unter die Teilnehmer mischen und an den 

Übergriffen mitbeteiligt sein sollen.  

 

Sicherheitskonzept gegen auffällige Asylanten  

In immer mehr Kommunen sorgen auffällige Asylanten für Angst 

und Schrecken. Einige Städte sind bereits so verzweifelt, dass sie 

mit dem Problem in die Öffentlichkeit gehen. Die Stadt 

Sigmaringen hat z.B. derartige Probleme mit besagtem 

Personenkreis. Der Bürgermeister hatte in der Vergangenheit eine 

ganze Reihe von Briefen geschrieben, um auf Probleme mit 

Asylbewerbern hinzuweisen, bis endlich das Innenministerium 

reagierte und ein Sicherheitskonzept vorgelegt hat. Eine 

Einsatzgruppe mit acht Beamten soll dauerhaft in Sigmaringen 

befrieden. In der Stadt befindet sich eine Erstaufnahmestelle des 

Landes Baden-Württemberg mit derzeit 400 Asylanten, die in der 

ehemaligen Graf-Stauffenberg-Kaserne und einer Gemeinschafts-

unterkunft untergebracht sind. Am Bahnhof in Sigmaringen waren 

nach Auskunft des Bürgermeisters wiederholt Asylanten mit 

Alkoholexzessen und Pöbeleien aufgefallen. Dazu passt auch, dass 

die Straftaten in 2017 deutlich angestiegen sind. Das betreffe vor 

allem Diebstahlsdelikte, Körperverletzungen, die Rauschgift-

kriminalität und das Schwarzfahren. 

Ausländische Täter, die mehrfach auffallen, sollen einem 

Sonderstab im Innenministerium gemeldet werden. Ihnen droht 

Abschiebung. Ob es dazu wirklich kommt darf aber bezweifelt 

werden.  

Kommunen: Pro-Kopf-Verschuldungen steigen 

In der am höchsten verschuldeten Stadt liegt die Pro-Kopf-

Verschuldung bei 15.000 Euro. Insgesamt ächzen immer mehr 

deutsche Städte unter einer hohen Schuldenlast.  Die höchste Pro-

Kopf-Verschuldung gab in den Kommunen des Saarlands mit 6894 

Euro, gefolgt von Hessens (5353 Euro) und Nordrhein-Westfalens 

(4594 Euro). Insgesamt betrug die kommunale Pro-Kopf-

Verschuldung in Deutschland im Durchschnitt 3509 Euro. Die fünf 

am höchsten verschuldeten kreisfreien Städte befinden sich in 

Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen. Am höchsten 

war die Pro-Kopf-Verschuldung am Jahresende 2016 in Darmstadt 

mit 14.989 Euro, gefolgt von Pirmasens (11.528 Euro), 

Kaiserslautern (11.384 Euro), Mühlheim an der Ruhr (11.034 Euro) 

und Mainz (10.793 Euro). Die fünf am höchsten Pro-Kopf 

verschuldeten Kreisgebiete lagen im Saarland sowie in Rheinland-

Pfalz mit dem Landkreis Kusel (7347 Euro) und in Hessen mit dem 

Hochtaunuskreis (6555 Euro).   

Die Auswirkungen der Verschuldung können drastisch ein. So läuft 

eine Kommune mit hoher Verschuldung Gefahr, dass sie 

kommunale Aufgaben nicht mehr leisten kann. Dazu gehören u.a. 

der Betrieb von städtischen Kindergärten, Schwimmbädern, 

Büchereien, Spielplätzen oder Modernisierungen öffentlicher 

Gebäude und Plätze. 

  

 

 

 



 

 

 

Mitteldeutschland stärken - REP unterstützen 

 

Besonders in Mitteldeutschland erfreut sich unsere Partei 

zunehmender Beliebtheit. Damit wir unsere dortigen Verbände stärken 

und die Interessen unserer Bürger besser wahrnehmen können, ist die 

Unterstützung unserer Partei zwingend notwendig. Nehmen Sie daher 

Kontakt mit ihrem Landesverband auf und helfen Sie mit, dass wir 

Republikaner auch in Ihrer Region stärker werden.   
 

REP bieten Poggenburg neue politische Heimat an 

Anlass für den Sturz des bisherigen Afd-Funktionärs war seine Rede 

beim Politischen Aschermittwoch in Sachsen. Dort setzte er eine 

allgemeine politische Tradition fort, nämlich rhetorisch robust 

verschiedene Themen zu behandeln. Die Art der Formulierung war 

sicherlich drastisch, aber offenbar bewusst provozierend gewählt, was 

jedoch nicht von allen seinen Mitstreitern verstanden wurde. Während 

der politische Gegner kritische Bürger als Pack, Gesindel oder ganze 

Regionen als Dunkel-Deutschland verunglimpfen darf, steht dieses 

Privileg scheinbar nicht allen Vertretern zu.  Die Republikaner bieten 

daher Andre Poggenburg eine neue politische Heimat an, die den 

bisherigen Fraktions- und Parteichef der Afd in Sachsen-Anhalt 

sicherlich angenehmer sein sollte. 

Skandal-Urteil in Düsseldorf gegen Links-Chaoten 

Am 09.03.18 wurde vor einem Düsseldorfer Gericht erneut gegen zwei 

linke Akteure verhandeln. Die Staatsanwaltschaft hatte im Vorfeld 

bereits Strafbefehle in Höhe von 10.500 Euro gegen Torsten Nagel, 

ehemaliger Geschäftsführer der Falken und Mischa Aschmoneit, 

Programmplaner im Kulturzentrum ZAKK, verhängt. Gegen die 

Strafbefehle legten beide Einspruch ein, weshalb die Vorgänge 

verhandelt wurden. Hintergrund war im Jahr 2016 eine Kundgebung 

der Düsseldorfer Republikaner in Oberbilk, bei der es teilweise massive 

Übergriffe auf Teilnehmer und weitere Straftaten gab. Den Verurteilten 

wurde die Störung einer Versammlung und Landfriedensbruch 

vorgeworfen, weshalb die Strafbefehle erlassen wurden. In der ersten 

Instanz wurden die Strafbefehle überwiegend bestätigt. Am 09.30.18 

wurde das Verfahren vor dem Landgericht Düsseldorf eingestellt, gegen 

Zahlung von jeweils 300 Euro, an die Düsseldorfer Flüchtlingshilfe. 

Hierzu erklärte der REP-Kreisvorsitzende Fischer: Das Urteil ist kaum  

 

 

nachvollziehbar. Wer die Situation am Oberbilker Markt erlebt hat 

muss sich ernsthaft fragen, wie eine Einstellung des Verfahrens 

erfolgen kann. Durch dieses Urteil dürften linke Chaoten sich 

bestätigt sehen und auch künftig angemeldete und genehmigte 

Veranstaltungen massiv stören. Das Urteil ist eine schallende 

Ohrfeige für jeden Bürger, der sich gegen die linke Meinungsdiktatur 

auf die Strasse begibt und sein Demonstrationsrecht wahrnehmen 

will. Bezeichnend ist auch, an welche Organisation das Geld fließen 

soll. Ausgerechnet die Düsseldorfer Flüchtlingshilfe soll die Gelder 

erhalten. 

Berliner REP-Landesverband mit neuem 

Internetauftritt 

Die Berliner Parteifreunde haben eine neue Seite ihres 

Landesverbandes und der jeweiligen Kreisverbände online gestellt. 

Unter www.rep-berlin.de können sich interessierte Bürgerinnen und 

Bürger in den nächsten Tagen informieren und einen direkten 

Kontakt zum lokalen Verband herstellen. In den kommenden 

Wochen folgen weitere Internetpräsentationen anderer Verbände. 

Bis zur Fertigstellung können die einzelnen Verbände natürlich über 

die Bundesseite abgerufen werden. 

HEIMAT GESTALTEN - REPUBLIKANER WERDEN  

Unser Land hat bereits zu 

viele Zuschauer und 

besonders heute ist es 

wichtiger denn je, dass 

mehr Menschen ihren 

Anteil zur zwingend 

notwendigen Veränderung 

leisten. Jeder kann sich 

einbringen, entweder als 

aktives Mitglied oder als passiver Unterstützer. Als Republikaner sind 

Sie Teil einer Oppositionsbewegung, die sich primär für die 

Interessen der eigenen Bevölkerung einsetzt und den Erhalt unserer 

Identität. Jetzt ist Ihre Chance sich zu beteiligen.  Einen 

Aufnahmeantrag finden Sie auf Seite 5 oder 

http://www.rep.de/mitglied-werden 
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 Kontakt:  
 

 Tel.: 0211 – 995 487 94 oder kontakt@rep.de 

 Informieren Sie sich über unsere Arbeit  

 O Ich möchte mehr über die Partei erfahren. 

 O Bitte laden Sie mich zu einer Veranstaltung ein. 

 O Ich möchte Mitglied werden. 

 

http://www.rep.de/mitglied-werden


 

 

 

 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
• Hamburg: Am 22.03.18, um 19.30 Uhr, führen die Hamburger Republikaner einen Informationsabend durch. 

Interessenten können sich für eine Einladung an die Geschäftsstelle wenden: kontakt@rep.de 

• Heidelberg: einmal im Monat. Informationen unter: heidelberg@rep.de oder 0157/30663871. 

• Karlsruhe Land: Regelmäßige politische Stammtische in verschiedenen Städten des Landkreises, z.B. Bruchsal, am 
20.03.18, 18.00 Uhr; Wiesental, 25.03.18, 10.00 Uhr. Weitere Informationen über den Kreisverband: 07254-72375. 

• München: Stammtisch mit Infoveranstaltung jeden zweiten Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Gasthof Zum Goldenen Roß, 
Rosenheimer Str. 189, 81671 München. Näheres unter: 089/2158367. 

• Erding: Stammtisch jeden dritten Freitag im Monat ab 19.30 Uhr beim Lindenwirt in Erding/Bergham (Nähe S-Bahn-Station 
Aufhausen). Info unter: Tel. 08083/8717. 

• Nürnberger Land: Stammtisch jeden vierten Samstag im Monat ab 19.30 Uhr, Gaststätte „Zum Goldenen Stern“, 
Nürnberger Str. 7, 91224 Pommelsbrunn. Infos unter: 01522-2624313. 

• Kissing: Politischer Stammtisch, jeden ersten Montag. Beginn 19.30 Uhr, Gaststätte Ralax‘t, Peterhofstr.15, 8438 Kissing. 

• Forchheim: In Forchheim führen die Republikaner einen monatlichen Stammtisch durch. Interessenten melden sich bitte 
bei Herrn Noffke, Bezirksvorsitzender u. Kreisrat: Tel. 09191/31880. 

• Frankfurt am Main: Politischer Stammtisch am ersten Dienstag im Monat. Infos unter: 069/522500. 

• Kassel: Vierwöchentliches Informationstreffen unserer Partei. Infos unter: Tel. 0661/603746, 

• Düsseldorf: Informationsabend des REP-Kreisverbandes, jeder ersten Freitag im Monat, um 19.30 Uhr. Interessenten 
können Sie direkt beim Kreisverband melden: duesseldorf@rep.de oder Tel./Fax 0211-6022383.  

• Köln: Monatliche Informationsveranstaltungen. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de 

• Kreis Aachen: Informationsabend jeden ersten Freitag im Monat um 18 Uhr. Anfragen an: kontakt@rep.nrw.de. 

• Wuppertal: Monatlicher Stammtisch, Einladungen erfolgen schriftlich. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

• Ruhrstammtisch: abwechselnd in Essen, Bochum, Gelsenkirchen. Kontakt unter: kontakt@rep.nrw.de. 

• Dortmund: Monatlicher Informationsabend: Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

• Ostwestfalen-Lippe: Jeden ersten Montag im Monat, 19.30 Uhr, Porta Westfalica. Anfragen unter: kontakt@rep-nrw.de. 

• Kreis Kleve: Monatliche Informationsveranstaltungen des REP-Kreisverbandes Kleve. Infos unter: kleve@rep.de 

• Vogtland: Monatliche Informationsveranstaltung. Infos unter: sachsen@rep.de    

BITTE ÄNDERUNGEN ODER WEITERE VERANSTALTUNGEN DER BUNDESGESCHÄFTSSTELLE MITTEILEN 



 


